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klage vom Staatsanwalt bezeichneten Handlung des 
Beschuldigten gebunden. So kann es das Hauptver­
fahren wegen Unterschlagung statt wegen Diebstahls 
eröffnen. Es ist aber in tatsächlicher Hinsicht strikt 
an die Anklage gebunden. Maßgeblich sind stets die 
im Tenor der Anklage bezeichneten Handlungen. Das 
Gericht darf von sich aus keine weiteren, etwa aus 
dem Akteninhalt oder auch aus dem übrigen Inhalt 
der Anklageschrift ersichtlichen Handlungen des Be­
schuldigten in die Eröffnung des Hauptverfahrens 
einbeziehen, die nicht im Anklagetenor enthalten 
sind. Das wird von den Gerichten zuweilen verkannt. 
Die Entscheidung, ob und wegen welcher Handlung, 
die den Verdacht einer Straftat rechtfertigt, ein Bür­
ger angeklagt und vor Gericht gestellt werden soll, 
obliegt dem Staatsanwalt als dem hierfür allein ver­
antwortlichen staatlichen Ankläger. Jede andere Ver­
fahrensweise verletzt die Rechte der Bürger.

Da der Eröffnungsbeschluß die Grundlage des Haupt­
verfahrens bildet, ist es andererseits aber auch nicht 
zulässig, in der Hauptverhandlung seitens, des Staats­
anwalts oder des Gerichts einzelne Handlungen „fal­
len zu lassen“ oder nur noch zur Charakterisierung 
heranzuziehen oder überhaupt zu übergehen.

Es zeugt auch nicht von einer verantwortungs­
bewußten Arbeit des Gerichts, wenn es bei der 
Untersuchung der rechtlichen Seite der dem Beschul­
digten zur Last gelegten Handlungen die Prüfung 
unterläßt, ob der Beschuldigte überhaupt als Täter 
in Betracht kommt. So ist in der Sache S 122/61 des 
Kreisgerichts Roßlau das Verfahren gegen den Vor­
sitzenden einer AWG wegen fahrlässiger Tötung in 
Tateinheit mit einem Vergehen nach §§ 1, 2, 48 der 
VO zum Schutze der Arbeitskraft eröffnet und durch­
geführt worden, obwohl die Anklage und das Er­
mittlungsergebnis keinen Anhalt dafür boten, daß 
der Beschuldigte als Verantwortlicher im Sinne von 
§§ 1 und 2 dieser Bestimmung angesehen werden 
konnte. Die Mitglieder der AWG hatten nach Ar­
beitsschluß Arbeiten für ein Bauobjekt des Träger­
betriebes ausgeführt, das in keinem Zusammenhang 
mit dem genossenschaftlichen Wohnungsbau ihrer 
AWG stand. Sie erhielten vom Betrieb lediglich eine 
Vergütung, die auf die nach dem Statut zu erbrin­
genden Eigenleistungen angerechnet wurde. Damit 
ging aber die Pflicht des Betriebsleiters des Träger­
betriebes, für sichere Arbeitsbedingungen zu sorgen, 
weder auf den Vorsitzenden der AWG über, noch 
kann die Art des Arbeitsbeitrages der Mitglieder als 
Selbsthilfe der AWG angesehen werden. Da der Be­
schuldigte auch nicht vom Betriebsleiter mit der 
Aufsicht und Leitung dieser Arbeiten, bei denen ein 
AWG-Mitglied tödlich verunglückt war, beauftragt 
war, hätte die Eröffnung des Hauptverfahrens nach 
§ 175 StPO abgelehnt werden müssen.

Bei der Prüfung, ob hinreichender Tatverdacht vor­
liegt, muß beachtet werden, daß der Eröffnungs­
beschluß keine Vorwegnahme des Ergebnisses der 
Hauptverhandlung ist, in der erst durch die unmittel­
bare Beweisaufnahme die objektive Wahrheit fest­
gestellt wird.
Die dem Beschuldigten zur Last gelegten strafbaren 
Handlungen müssen dem Wortlaut eines Strafgeset­
zes entsprechen und gesellschaftsgefährlich sein. Ge­
sellschaftsgefährlich sind sie dann, wenn sie gegen 
die Grundlagen der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
gerichtet sind oder eine schwere Mißachtung der so­

zialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung oder 
der Rechte der Bürger in sich tragen, oder wenn sie 
aus mangelndem Verantwortungsbewußtsein, Un­
diszipliniertheit oder einer sonstigen rüdeständigen 
Einstellung begangen worden sind und die Entwick­
lung der sozialistischen Bewußtheit und der sozia­
listischen Beziehungen zwischen den Menschen in der 
Deutschen Demokratischen Republik behindern und 
dadurch die sozialistische Staats- und Gesellschafts­
ordnung schädigen. In dieser Hinsicht werden von 
den Gerichten noch schwerwiegende Fehler began­
gen.

In manchen Verfahren zeigt sich auch der Mangel, 
daß die Gerichte bei der Prüfung des hinreichenden 
Tatverdachts nicht die vom Beschuldigten erhobenen 
wesentlichen Einwendungen auf ihre Richtigkeit über­
prüfen. Das verstößt aber gegen § 200 StPO, gefähr­
det die Durchführung der Hauptverhandlung und 
führt nicht selten erst in diesem Stadium zur Rück­
gabe der Sache an den Staatsanwalt zur weiteren 
Ermittlung.

Das Gericht hat alle vom Staatsanwalt gebotenen 
Beweismittel, darunter auch das Geständnis des Be­
schuldigten, auf ihre Eignung zu überprüfen. Es ist 
nicht an die angebotenen Beweismittel gebunden, 
sondern muß unter Prüfung des gesamten Akten­
inhalts eigenverantwortlich entscheiden, welche Be­
weismittel zur Hauptverhandlung beizubringen sind.

III.

1. Hat die verantwortungsbewußte Überprüfung durch 
das Gericht ergeben, daß hinreichender Tatverdacht 
hinsichtlich aller Handlungen vorliegt, die von der 
Anklage erfaßt sind, muß das Verfahren nach § 176 
StPO unverzüglich eröffnet werden. Der Eröffnungs­
beschluß erfordert in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht eine klare Darlegung der dem Angeklagten 
mit der Anklage zur Last gelegten strafbaren Hand­
lung. Der Eröffnungsbeschluß muß übersichtlich, 
klar und auch für einen Nichtjuristen verständlich 
abgefaßt sein. Die abstrakte Darlegung des Ver­
brechensobjekts gehört nicht in den Eröffnungsbe­
schluß. So ist beispielsweise im Falle einer Körper­
verletzung verständlicher anstelle der Formulierung:

.. die Gesundheit der Bürger verletzt zu haben“, 
dem Angeklagten den Vorwurf zu machen, „... eine 
Körperverletzung begangen zu haben“. Der Ange­
klagte muß durch den Eröffnungsbeschluß erfahren, 
über welche Handlungen das Gericht verhandeln und 
entscheiden wird. Darum ist es unzulässig, im Er­
öffnungsbeschluß auf den Akteninhalt oder die An­
klageschrift zu verweisen oder nur abstrakte Ge­
setzestexte anzuführen, ohne die konkreten Tatvor­
gänge unter Angabe von Zeit und Ort darzulegen. 
Durch den Eröffnungsbeschluß werden sowohl der 
Staatsanwalt als auch der Angeklagte und der Ver­
teidiger in die Lage versetzt, sich umfassend auf die 
Hauptverhandlung vorzubereiten.

2. Gelangt das Gericht nach umfassender Prüfung des 
gesamten Akteninhalts zu dem Ergebnis, daß kein 
hinreichender Tatverdacht vorliegt, muß die Eröff­
nung des Hauptverfahrens nach § 175 StPO abgelehnt 
werden. Die Ablehnung kann aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen geschehen. Aus tatsächlichen 
Gründen ist die Eröffnung abzulehnen, wenn nach 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten des Ermittlungs-


